
 

Pressemitteilung 
 
 

 
An die Presse 

  
 
 
 
 
 
 
 
 

 
14. Februar 2017 
 

Enteignung des BUND im Hambacher Forst 
 

Die Kerpener GRÜNEN sind sehr verwundert, wie die Bezirksregierung Arnsberg mit „Recht“ 
umgeht. Nach dem Urteil des Verfassungsgerichtes zu der Enteignung des BUND bei einem 
Grundstück im Tagebau Garzweiler hätte die Behörde zu einem ganz anderen Ergebnis 
kommen müssen. „Oder ist die Bezirksregierung Arnsberg noch nicht im Besitz dieses 
Urteils? Dem können wir gerne abhelfen.“ so der GRÜNE Stadtverordnete Manuel Carrasco 
Molina, und weiter: „Es ist schon sehr eigenartig, daß der von der Entscheidung der Behörde 
negativ betroffene Beteiligte nicht von ihr direkt und als erster informiert wird. Diese 
demokratisch nicht legitimierte Bezirksregierung arbeitet offenbar sehr daran, daß der Ruf 
nach ihrer Abschaffung immer lauter wird.“ 
 
Die mit dem Abbau und der Verstromung der Braunkohle verbundenen Schädigungen der 
Bevölkerung werden von der Bezirksregierung einfach negiert. Die Bezirksregierung sollte 
sich statt dessen besser Gedanken machen, wie der Tagebau sozialverträglich möglichst 
kurzfristig eingestellt werden kann, damit die Bundesregierung ihre internationalen 
Verpflichtungen zum Klimaschutz einhalten kann. 
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